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A M T S B L A T T  

Weihnachts- und Neujahrsgrüße 

2017/2018 

von Landrat Anton Knapp 

 

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, 

 

auch im Jahr 2017 konnten wir in Frieden und Freiheit unser Lebensumfeld gestalten. Ganz unterschiedliche Dinge haben uns im privaten, 

wie im öffentlichen Leben beschäftigt. Da steht an erster Stelle oft der Wunsch nach Gesundheit. 

Mitte des Jahres durfte auch ich erfahren, wie effektiv die Hilfe in einer wohnortsnahen Kreisklinik geleistet wird. Neben der hervorragen-

den ärztlichen und pflegerischen Betreuung hat sich für mich bestätigt, wie wichtig  Investitionen des Landkreises auf medizinischem Ge-

biet sind. 

Dazu brauchen wir in Zukunft aber auch die richtigen rechtlichen Rahmenbedingungen im Beriech der Gesundheitspolitik. Unsere Erwar-

tungen für eine weiterhin flächendeckende Krankenhausversorgung z.B. in der Geburtshilfe richten sich hier an den neu gewählten Bundes-

tag und die künftige Bundesregierung. 

Sorge erfüllt uns auch immer wieder, wenn wir von schweren Schicksalsschlägen unserer Mitbürgerinnen und Mitbürger hören. Den Be-

troffenen gilt dann unser Mitgefühl und der Wunsch, dass sie die notwendige Kraft finden, um wieder optimistisch in die Zukunft blicken zu 

können. Dies gilt auch für die Situation der Flüchtlinge, die dank der Mithilfe vieler ehrenamtlicher Helferinnen und Helfer in unserem 

Landkreis gut integriert werden.  

Dank der niedrigen Arbeitslosenquote von 1,3 Prozent und den geordneten finanziellen Verhältnissen konnte der Kreistag gemeinsam mit 

der Landkreisverwaltung wichtige Vorhaben voranbringen.  

Mit der Neugestaltung der Außenanlagen findet die Generalsanierung des Schulzentrums  Schottenau in Eichstätt nun seinen Abschluss.  

Der Architektenwettbewerb für den 3. Bauabschnitt der Berufsschule in Eichstätt ist abgeschlossen. Das Planungsteam erarbeitet derzeit den 

Eingabeplan.  

Die notwenigen Vorarbeiten für die energetische Sanierung und Modernisierung der Realschule Beilngries wurden bereits getätigt. Der 

Planungsauftrag für die Erweiterung der sonderpädagogischen Förderschule in Beilngries ist vergeben.  

In der Klinik Kösching stehen die neuen Kreissäle kurz vor der Fertigstellung. 

Die  Generalsanierung der Klinik Eichstätt ist angelaufen. Begonnen wurde mit den Bauarbeiten für die neuen Operationssäle und die Not-

aufnahme. Der Kreistag hat zudem über den weiteren Fortgang der Sanierung des Seniorenheim Anlautertal Titting entschieden. Das neue 

Dienstleistungszentrum für den Landkreis in Lenting wird gerade in viergeschossiger Holzständerbauweise erstellt. Für Eichstätt laufen die 

Raumplanungen. Der Kreisstraßenausbau Hagenhill – Tettenwang und der neue Kreisverkehr bei Wiesenhofen konnten bereits eingeweiht 

werden. In Ausführung ist der Teilausbau der Kreisstraße Hagenhill – Laimerstadt, sowie der zweiten Bauabschnitt der Ortsdurchfahrt in  

Kevenhüll. 

Das Naturschutzgroßprojekt Altmühlleiten hat in den letzten zehn Jahren sehr viel für die Pflege der Natur und den Erhalt der Kulturland-

schaft im Projektgebiet bewirkt, und geht damit erfolgreich zu Ende. Der zusammen mit den Gemeinden, den Vertretern der Land- und 

Forstwirtschaft, sowie den Naturschutzverbänden neu gegründete Landschaftspflegeverband wird diese Aufgaben nun im gesamten Land-

kreisgebiet fortführen. Die Einführung einer Biotonne zum Jahresbeginn läuft planmäßig. Die brauen Tonnen sind bereits an die Haushalte 

ausgeliefert. 

Das neu erstellte Tourismusgutachten wird planerisch in Teilgebieten umgesetzt.  

Ein neues Fahrzeug für die Feuerwehreinsatzleitung und den Katastrophenschutz wurde in Dienst gestellt und hat sich im Praxiseinsatz 

bewährt. 

Herzlichen Dank richte ich in diesem Zusammenhang an allen Mitwirkenden in  den Hilfs- und Rettungsorganisationen. 

Besondere Anerkennung gilt auch den vielen Ehrenamtlichen, die im kulturellen, sportlichen und sozialen Bereich in unserer örtlichen 

Gemeinschaft tätig sind. 

Als Landrat bedanke ich mich ganz herzlich für das beständige Miteinander und die konstruktive Zusammenarbeit in der Kommunalpolitik. 

Neue Aufgaben kommen unweigerlich auf uns zu. Nur gemeinsam wird es uns gelingen, die anstehenden Themen und auch die einzelnen 

Vorhaben in unserem Landkreis zu realisieren.  

Mein besonderer Dank gilt deshalb auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern am Landratsamt mit seinen Außenstellen. Sie alle leisten 

einen ganz besonderen Anteil an diesem Gelingen. 

Für das neue Jahr 2018 wünsche ich Ihnen und Ihren Familien alles erdenklich Gute, Gesundheit, persönliches Wohlergehen und Gottes 
Segen.  

 

Anton Knapp 

Landrat 
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217 Nachruf Gertraud Forster  

 

Nachruf 
 

Am 17. Dezember 2017 ist Frau 

Gertraud Forster 
 

im Alter von 60 Jahren verstorben. 

 

Frau Gertraud Forster war ab 1974 im Kreiskrankenhaus und an der 

Altmühltalklinik Kipfenberg, ab 2003 beim Landkreis Eichstätt als 

Reinigungskraft beschäftigt. 

 

Der Landkreis Eichstätt dankt der Verstorbenen für Ihren Einsatz und 

gewissenhafte Pflichterfüllung. Wir werden Ihr sets ein ehrendes 

Gedenken bewahren.  

 

Eichstätt, 18.12.2017 

 

Anton Knapp 

Landrat 

 

 

218 Stellenausschreibung 

 

    Landkreis Eichstätt 

WIR BILDEN AUS 
Ab September 2018 für Bewerber/innen mit einem mittleren Bildungsabschluss 

 

eine/n Auszubildende/n 
zum/r Fachinformatiker/in Systemintegration 

 
und 

 
für Bewerber/innen mit einer (Fach-)Hochschulreife 

eine/n Beamtenanwärter/in 
für den dualen Studiengang  

Diplom-Verwaltungsinformatik (FH) 
(Einstieg in die 3. Qualifikationsebene Verwaltung und Finanzen, ehem. 

gehobener Dienst) 
 

Voraussetzung für die Bewerbung als Beamtenanwärter/in ist die erfolgreiche 
Teilnahme an einem zentralen Auswahltest im März 2018. 

 
 

WIR STELLEN EIN 
 

Im „Amt für Soziales und Senioren“ im Fachbereich „Asylbewerber-
leistung und –unterbringung“: 

 
Sachbearbeiter/in für den Bereich Asylbewerberleistung  

(Beamte/r QE 2 oder Verwaltungsfachangestellte/r, AL I) 
 

Teamleitung Unterkunftsverwaltung 
(Beamte/r QE 3 oder Verwaltungsfachwirt/in (AL II), oder vergleichbare Qualifi-

kation) 

 
Im Sachgebiet „Ausländerwesen“: 

Sachbearbeiter/in für den Bereich Ausländer-, Asyl- und 
Flüchtlingsrecht 

(Beamte/r QE2 oder Verwaltungsfachangestellte/r, AL I) 
 

und eine 
 

Fachbereichsleitung für Asylrecht 
Beamte/r QE 3 oder Verwaltungsfachwirt/in (AL II) 

 
 

Nähere Informationen zu den Ausbildungsplätzen und den Stellenangeboten (z. B. Eingrup-
pierung) finden Sie auf der Hompeage des Landkreises. 

 
Bitte bewerben Sie sich über unser Online-Portal unter  

www.mein-check-in.de/landkreis-eichstaett/stellenangebote 
bis spätestens zum 14. Januar 2018. 

(Bitte keine Bewerbungen postalisch übersenden. Eine Rücksendung der Unterlagen kann 
nicht erfolgen.) 

 

 

 

Bekanntmachungen der Stadt Eichstätt 

 
 
219 Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 67 Gewerbegebiet 

„Lüften West“ mit Anpassung des Flächennutzungspla-
nes im Parallelverfahren 

 hier: Festsetzung einer Veränderungssperre  

B e k a n n t m a c h u n g 

Mit Beschluss vom 14.12.2017 hat der Stadtrat für den gesamten 
Geltungsbereich des Bebauungsplans in Aufstellung Nr. 67 Gewerbe-
gebiet „Lüften West“ die folgende Satzung beschlossen: 

http://www.mein-check-in.de/landkreis-eichstaett/stellenangebote
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Satzung der Stadt Eichstätt über eine Veränderungssperre für 
den gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 67 Ge-
werbegebiet „Lüften West“ 

Aufgrund der §§ 14 Abs. 1 und 16 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.07.2017 
(BGBl. I S. 2808) m.W.v. 29.07.2017 

erlässt die Stadt Eichstätt folgende Satzung: 

§ 1 Zu sichernde Planung 

Mit den Beschlüssen vom 17.03.2016 und 19.10.2017 hat der 
Stadtrat beschlossen, für das Gewerbegebiet „Lüften West“ einen 
Bebauungsplan aufzustellen. Zur Sicherung der Planung wird eine 
Veränderungssperre erlassen. 

§ 2 Räumlicher Geltungsbereich 

Die Veränderungssperre erfasst die folgenden Grundstücke der 
Gemarkung Wintershof: 
Flurstücks-Nummern 422, 423, 425 (Teilfläche), 425/1 und 471/2 

(Teilfläche) 

Der Geltungsbereich der Veränderungssperre ergibt sich zudem 
aus dem beigefügten Lageplan, der Bestandteil der Satzung ist.  

§ 3 Rechtswirksamkeit der Veränderungssperre 

Im Geltungsbereich der Veränderungssperre nach § 2 dürfen 

1. Vorhaben im Sinne des § 29 nicht durchgeführt oder bauliche 
Anlagen nicht beseitigt werden, 

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von 
Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Veränderung nicht 
genehmigungspflichtig, zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, 
nicht vorgenommen werden. 

Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen, 
kann von der Veränderungssperre eine Ausnahme zugelassen werden. 
Die Entscheidung über Ausnahmen trifft die Baugenehmigungsbehör-
de der Stadt Eichstätt. 

Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre bau-
rechtlich genehmigt worden sind, Vorhaben, von denen die Stadt nach 
Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt hat und mit deren 
Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte be-
gonnen werden dürfen sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortfüh-
rung einer bisher ausgeübten Nutzung werden von der Veränderungs-
sperre nicht berührt. 

§ 4 Inkrafttreten und Außer-Kraft-Treten 

Die Veränderungssperre tritt mit dem Tage ihrer Bekanntmachung 
in Kraft. 

Die Veränderungssperre tritt nach Ablauf von zwei Jahren, vom 
Tag der Bekanntmachung gerechnet, außer Kraft. Auf die Zweijahres-
frist ist der seit der Zustellung der ersten Zurückstellung eines Bauge-
suchs nach § 15 Abs. 1 BauGB abgelaufene Zeitraum anzurechnen. 

Sie tritt in jedem Fall außer Kraft, sobald und soweit der Bebau-
ungsplan Nr. 67 Gewerbegebiet „Lüften West“ rechtsverbindlich 
wird. 

Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB über die 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für eingetretene 
Vermögensnachteile durch die Veränderungssperre nach § 18 BauGB 
und des § 18 Abs. 3 BauGB über das Erlöschen der Entschädigungs-
ansprüche bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird hingewiesen.  
 

 

Eichstätt, den 18.12.2017 

gez. Andreas S t e p p b e r g e r ,  Oberbürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 

Bekanntmachungen anderer Behörden 

 
 

Sparkasse Ingolstadt Eichstätt 

220 Kraftloserklärung von Sparkassenbüchern und sonsti-
gen Sparurkunden 

Gemäß Art. 39 AGBGB wurden nachstehend aufgeführte Spar-
kassenbücher/Sparurkunden  

3165147020 

durch Beschluss der Sparkasse Ingolstadt Eichstätt für kraftlos er-
klärt. 

Ingolstadt, 11.12.2017 

Sparkasse Ingolstadt Eichstätt 

Reinhard  D i r r   Emmeran  H o l l w e c k 
Vorstandsmitglied  Vorstandsmitglied 
 
 

221 Aufgebot von Sparkassenbüchern und sonstigen Spa-
rurkunden 

Gemäß Art. 35 und 36 AGBGB wird hiermit auf Antrag der nach-
stehend aufgeführten Antragsteller der Inhaber des/der jeweiligen 
Sparkassenbuches/Sparurkunde aufgefordert, seine Rechte unter 
Vorlegung der Urkunde binnen drei Monaten bei der Sparkasse In-
golstadt anzumelden. Wird die Urkunde innerhalb dieser Frist nicht 
vorgelegt, so wird das jeweilige Sparkassenbuch/die jeweilige Sparur-
kunde durch Beschluss des Vorstandes für kraftlos erklärt. 

Antragsteller:    Urkundennummer:  

Erna Friedl   3164469060 

Erna Friedl   3165218680 

 

Ingolstadt, 15.12.2017 

Sparkasse Ingolstadt Eichstätt 

Reinhard  D i r r 
Vorstandsmitglied 
 
 
 
 

Zweckverband zur Wasserversorgung der Kevenhül-
ler Gruppe, Sitz Kevenhüll 

222 Zweckverband zur Wasserversorgung der Kevenhüller 
Gruppe, Sitz Kevenhüll; Bekanntmachung der Haus-
haltssatzung nach Vorlage bei der Rechtaufsichtsbehör-
de 

Auf Grund der §§ 10 und 16 der Verbandssatzung und der Art. 34 
Abs. 2 Nr. 3 und Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über die Kommunale 
Zusammenarbeit in Verbindung mit Art. 63 ff der Gemeindeordnung 
hat der Zweckverband am 13.10.2017 folgende Haushaltssatzung für 
das Haushaltsjahr 2017 beschlossen, die hiermit gem. Art. 24 Abs. 1, 
Art. 40 Abs. 1 KommZG in Verbindung mit Art. 65 Abs. 3 GO be-
kanntgemacht wird: 

I. 

§1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017 wird 

im Verwaltungshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben mit  52.328 EUR 

und im Vermögenshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben mit 60.500 EUR 

festgesetzt. 

§2 
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Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungmaß-
nahmen sind nicht vorgesehen. 

§3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt. 

§4 

(1) Eine Verwaltungsumlage wird nicht erhoben. 

(2) Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 

§5 

Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 
Haushaltsplan werden nicht beansprucht. 

§6 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2017 in Kraft. 

II. 

Diese Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen 
Teile.  

III. 

Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen gemäß Art. 26 
Abs. 1 KommZG in Verbindung mit § 3 der Bekanntmachungsver-
ordnung während des ganzen Jahres in der Geschäftsstelle des 
Zweckverbandes in Kevenhüll F9 innerhalb der allgemeinen Ge-
schäftsstunden zur Einsicht bereit. 

 

Kevenhüll, 18.12.2017 

H i r s c h b e r g e r ,  Verbandsvorsitzender 
 
 
 
 

Zweckverband zur Wasserversorgung der Altmann-
steiner Gruppe 

 
223 Zweckverband zur Wasserversorgung Altmannsteiner 

Gruppe; Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserab-
gabesatzung 

Aufgrund des Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über die Kommunale 
Zusammenarbeit -KommZG- (BayRS 2020-6-1-I) in Verbindung mit 
den Art. 5, 8 und 9 des Kommunalab-gabengesetzes -KAG- (BayRS 
2024-1-I) erlässt der Zweckverband zur Wasserversorgung der Alt-
mannsteiner Gruppe folgende Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Wasserabgabensatzung. 

§ 1 

Beitragserhebung 

Der Zweckverband erhebt zur Deckung seines Aufwandes für die 
Herstellung der einen Beitrag.  

§  2 

Beitragstatbestand 

Der Beitrag wird erhoben für  

1.  bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerb-
 lich nutzbare Grundstücke, wenn für sie nach § 4 WAS ein 
 Recht zum Anschluss an die Wasserversorgungseinrichtung 
 besteht 

    oder 

2. tatsächlich angeschlossene Grundstücke. 

§ 3 

Entstehen der Beitragsschuld 

(1)  Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des Bei-
 tragstatbestandes. Ändern sich die für die Beitragsbemes-
 sung maßgeblichen Umstände im Sinn des Art. 5 Abs. 2a 
 KAG, entsteht die – zusätzliche – Beitragsschuld mit dem 
 Abschluss der Maßnahme. 

(2)  Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der 
 Beitragstatbestand vor dem Inkrafttreten dieser Satzung 
 erfüllt, entsteht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten 
 dieser Satzung. 

§ 4 

Beitragsschuldner 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Bei-
tragsschuld  Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist. 

§ 5 

Beitragsmaßstab 

(1)  Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Ge-
 schossfläche der vorhandenen Gebäude berechnet. Die 
 beitragspflichtige Grundstücksfläche wird bei Grundstücken 
 von mindestens 2.500 m² Fläche (übergroße Grundstücke) in 
 unbeplanten Gebieten  

-  bei bebauten Grundstücken auf das dreifache der beitrags-
 pflichtigen Geschossfläche, mindestens jedoch 2.500 m²,  

-  bei unbebauten Grundstücken auf 2.500 m² begrenzt. 

(2)  Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude 
 in allen Geschossen zu ermitteln. Keller werden mit der 
 vollen Fläche herangezogen. Dachgeschosse werden nur 
 herangezogen, soweit sie ausgebaut sind. Gebäude oder 
 selbständige Gebäudeteile, die nach der Art ihrer Nutzung 
 keinen Bedarf nach Anschluss an die Wasserversorgung 
 auslösen oder die nicht angeschlossen werden dürfen, wer
 den nicht herangezogen; das gilt nicht für Gebäude oder 
 Gebäudeteile, die tatsächlich an die Wasserversorgung 
 angeschlossen sind. Balkone, Loggien und Terrassen bleiben 
 außer Ansatz, wenn und soweit sie über die Gebäudeflucht-
 linie hinausragen. 

(3)  Bei Grundstücken, für die nur eine gewerbliche Nutzung 
 ohne Bebauung zulässig ist, sowie bei sonstigen unbebauten, 
 aber bebaubaren Grundstücken wird als Geschossfläche ein 
 Viertel der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. Grund-
 stücke, bei denen die zulässige oder für die Beitragsbemes-
 sung maßgebliche vorhandene Bebauung im Verhältnis zur 
 gewerblichen Nutzung nur untergeordnete  Bedeutung hat, 
 gelten als gewerblich genutzte unbebaute Grundstücke im 
 Sinne des Satzes 1, Alternative 1. 

(4)  Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträglichen Än-
 derung der für die Beitragsbemessung maßgeblichen Um-
 stände, soweit sich dadurch der Vorteil erhöht.  Eine Bei-
 tragspflicht entsteht insbesondere 

        - im Fall der Vergrößerung eines Grundstücks für die zusätz-
 lichen Flächen, soweit für diese bisher noch keine Beiträge 
 geleistet worden sind, 

        - im Fall der Geschossflächenvergrößerung für die zusätzlich 
 geschaffenen Geschossflächen sowie im Fall des Abs. 1 Satz 
 2 für die sich aus ihrer Vervielfachung errechnende zusätzli-
 che Grundstücksfläche, 

        - im Fall der Nutzungsänderung eines bisher beitragsfreien 
 Gebäudes oder Gebäudeteils im Sinn des § 5 Abs. 2 Satz 4, 
 soweit infolge der Nutzungsänderung die Voraussetzungen 
 für die Beitragsfreiheit entfallen. 

(5)  Wird ein unbebautes, aber bebaubares Grundstück, für das 
 ein Beitrag nach Abs. 3 festgesetzt worden ist, später bebaut, 
 wird der Beitrag nach Abzug der nach Abs. 3 berücksichtig-
 ten Geschossflächen und den nach Abs. 1 Satz 2 begrenzten 
 Grundstücksflächen neu berechnet. Dieser Beitrag ist nach
 zuentrichten. Ergibt die Gegenüberstellung ein Weniger an 
 Geschossflächen, ist für die Berechnung des Erstattungsbe-
 trages auf den Beitragssatz abzustellen, nach dem der ur-
 sprüngliche Beitrag entrichtet worden ist. 

(6)  Bei Grundstücken, für die der Rohrnetzkostenbeitrag bereits 
 nach den Bestimmungen  der Satzung vom 11.04.1968 
 geleistet wurde, gilt die Beitragspflicht auch nach dieser 
 Satzung als erfüllt. Als Geschossfläche werden 250 m² 
 festgelegt. Veränderungen der Grundstücks- und Geschoss-
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 flächen nach Inkrafttretung dieser Satzung werden beitrags-
 rechtlich nach Maßgabe des § 5 Abs. 3 dieser Satzung er-
 fasst. 

(7)  Bei Grundstücken, für die der Herstellungsbeitrag bereits 
 nach den Bestimmungen  der Satzung vom 14.12.1979 in 
 der jeweils gültigen Fassung, sowie der Satzungen vom 
 31.07.2000 und vom 28.11.2006 in der jeweils gültigen 
 Fassung geleistet wurde, gilt die Beitragspflicht auch nach 
 dieser Satzung als erfüllt. Veränderungen der Grundstücks- 
 und Geschossflächen nach Inkrafttreten dieser Satzung 
 werden beitragsrechtlich nach Maßgabe des § 5 Abs. 3 
 dieser Satzung erfasst. 

(8) Bei Grundstücken, für die eine Vorausleistung auf den Her-
 stellungsbeitrag nach der Satzung vom 14.12.1979 in der 
 bisher gültigen Fassung erhoben wurde, gilt die Beitrags-
 pflicht auch nach dieser Satzung als erfüllt. Die Beitragsbe-
 rechnung erfolgt neu und ausschließlich nach den Bestim-
 mungen dieser Satzung. Die Vorausleistung ist vom ermit-
 telten Betrag abzuziehen. 

§ 6 

Beitragssatz  

Der Beitrag beträgt 

pro m² Grundstücksfläche      0,99 Euro/m² 

pro m² Geschossfläche    5,84 Euro/m² 

§ 7 

Fälligkeit 

Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbe-
scheides fällig. 

§ 8 

Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse 
Übernahme der Kosten für Feuerlöscheinrichtungen 

(1)  Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesse-
 rung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung, sowie für 
 die Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse i.S. des § 3 
 WAS wird mit dem Beitrag nach § 6 finanziert. 

(2)  Die Kosten, die für die Veränderungen der Grundstücksan-
 schlüsse entstehen, die entweder durch eine Änderung oder 
 Erweiterung der Anlage des Grundstückseigentümers erfor-
 derlich sind oder aus anderen Gründen von ihm veranlaßt 
 werden, sind in der jeweils tatsächlich entstandenen Höhe zu 
 erstatten. 

(3)  Für Hydranten und andere Feuerlöscheinrichtungen die nicht 
 zur Aufrechterhaltung des Versorgungsbetriebes des 
 Zweckverbandes dienen, müssen die Kosten in der jeweili-
 gen Höhe von den Gemeinden übernommen werden. 

(4)  Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweili-
 gen Maßnahme. Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entste-
 hens des Erstattungsanspruches Eigentümer des Grund-
 stücks oder Erbbauberechtigter ist; mehrere Schuldner (E-i
 gentümer bzw. Erbbauberechtigte) sind Gesamtschuldner.  
         § 7 gilt entsprechend. 

(5)   Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen abgelöst 
 werden. Der Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraus-
 sichtlichen Höhe des Erstattungsanspruchs. Ein Rechtsan- 
 spruch auf Ablösung besteht nicht. 

§ 9 

Gebührenerhebung 

Der Zweckverband erhebt für die Benutzung der Wasserversor-
gungseinrichtung Grund- gebühren (§ 9 a) und Verbrauchsgebühren 
(§ 10). 

§ 9 a 

Grundgebühr 

(1)  Die Grundgebühr wird nach dem Dauerdurchfluss (Q3) der 
 verwendeten Wasserzähler berechnet. Befinden sich auf 
 einem Grundstück nicht nur vorübergehend mehrere Was-

 seranschlüsse, wird die Grundgebühr nach der Summe des 
 Dauerdurchflusses der einzelnen Wasserzähler berechnet. 
 Soweit Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird der Dauer
 durchfluss geschätzt, der nötig wäre, um die mögliche Was-
 serentnahme messen zu können. 

(2)  Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasser
 zählern mit Dauerdurchfluss: 

 Bis  4,0 m³/h    65,00 Euro  

                10,0 m³/h    95,00 Euro 

  16,0 m³/h   155,00 Euro 

  25,0 m³/h   185,00 Euro 

 über  25,0 m³/h   250,00 Euro 

§ 10 

Verbrauchsgebühr 

(1)  Die Verbrauchsgebühr wird nach der Maßgabe der nachfol-
 genden Absätze nach der Menge des aus der Wasserversor-
 gungseinrichtung entnommenen Wassers berechnet. 

      Die Gebühr beträgt 

          pro Kubikmeter entnommenen Wassers 1,72 Euro 

 bei gewerblichen Betrieben, die Vorkehrungen zum sparsa-
 men Umgang mit Wasser treffen (im Sinne von Art. 8 Abs. 
 5 KAG), bei einem Verbrauch ab 3.000 m³ pro diese Grenze 
 übersteigenden 

 Kubikmeter    1,30 Euro 

 Bei öffentlichen Badeanstalten pro Kubikmeter 0,95 Euro 

(2)  Der Wasserverbrauch wird durch geeichte Wasserzähler er-
 mittelt.Er ist durch den Zweckverband zu schätzen, wenn  

1.  ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, 

2.  der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung 
nicht  ermöglicht wird, oder 

3.  sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der 
Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch nicht an-
gibt. 

(3)  Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher 
 Wasserzähler verwendet, beträgt die Gebühr 2,50 Euro 
 pro Kubikmeter entnommenen Wassers. 

§ 11 

Entstehen der Gebührenschuld 

(1)  Die Verbrauchsgebührenschuld entsteht mit der Wasserent-
 nahme. 

( 2 )  Die Grundgebührenschuld entsteht erstmals mit dem Tag, 
 der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstel-
 lung des Anschlusses folgt. Der Tag wird im erstmals erge-
 henden Bescheid bestimmt. Im Übrigen entsteht die Grund
 gebühr mit dem Beginn eines jeden Tages in Höhe eines 
 Tagesbruchteils der Jahresgrundgebührenschuld neu. 

§12 

Gebührenschuldner 

(1)  Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der 
 Gebührenschuld Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich 
 zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist.  

(2)  Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem 
 Grundstück befindlichen  Betriebes. 

(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 

§ 13 

Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

(1)  Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet. Die Grund- und 
 die Verbrauchsgebühr  werden einen Monat nach 
 Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 

(2)  Auf die Gebührenschuld sind zum 15.03., 15.06., 15.09. und 
 15.12. jeden Jahres Vorauszahlungen in Höhe eines Viertels 
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 der Jahresabrechnung des Vorjahres zu leisten. Fehlt eine 
 solche Vorjahresabrechnung, so setzt der Zweckverband die 
 Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung des Jahresge-
 samtverbrauches fest. 

 Der Jahresgebührenausgleich erfolgt mit der Vorauszahlung 
 am 15.12. jeden Jahres. 

§ 14 

Mehrwertsteuer 

 Zu den Beiträgen, Kostenerstattungsansprüchen und Gebüh-
 ren wird die Mehrwertsteuer in der jeweiligen gesetzlichen 
 Höhe erhoben. 

 15 

Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 

 Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, dem 
 Zweckverband für die Höhe der Abgabe maßgebliche Ver-
 änderungen unverzüglich zu melden und über den Umfang 
 dieser Veränderungen – auf Verlangen auch unter Vorlage 
 entsprechender Unterlagen - Auskunft zu erteilen. 

§ 16 

Inkrafttreten 

(1)  Diese Satzung tritt am 01.01.2018 in Kraft. 

(2)  Gleichzeitig tritt die Satzung vom 28.11.2006 in der zuletzt 
 gültigen Fassung vom  14.12.2016 außer Kraft. 

 

Altmannstein, den 14.12.2017 

Zweckverband zur Wasserversorgung der Altmannsteiner Gruppe 

gez.  H u m m e l, 1. Vorsitzender 

 

 
224 Satzung für die öffentliche Wasserversorgungsanlage des 

Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Altmann-
steiner Gruppe (Wasserabgabesatzung – WAS -) 

Aufgrund des Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über die Kommunale 
Zusammenarbeit –KommZG- (BayRS 2020-6-1-I) in Verbindung mit 
Art. 23, 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern -GO- (BayRS 2020-1-1-I) erlässt der Zweckver-
band zur Wasserversorgung der Altmannsteiner Gruppe folgende 
Satzung: 

§ 1 

Öffentliche Einrichtung 

(1) Der Zweckverband betreibt eine öffentliche Einrichtung zur 
Wasserversorgung für das Gebiet der Ortsteile Altmannstein, Berg-
hausen, Neuenhinzenhausen, Sollern, Schamhaupten, Schafshill, 
Mendorf, Biber, Steinsdorf, Sandersdorf, Hexenagger, Tettenwang, 
Hagenhill, Schwabstetten, Laimerstadt und Ried des Marktes Alt-
mannstein, des Ortsteiles Bettbrunn des Marktes Kösching, der Ort-
steile Mindelstetten, Imbath, Hiendorf, Grashausen, Hüttenhausen, 
Offendorf, Oberoffendorf, Tettenagger, Stockau und Weiher der Ge-
meinde Mindelstetten, der Ortsteile Forchheim, Lobsing und Pirken-
brunn des Marktes Pförring und der Ortsteile Buch, Echendorf, E-
chenried, Lintlhof, Hattenhausen und Frauenberghausen der Stadt 
Riedenburg. 

 (2) Art und Umfang der Wasserversorgungsanlage bestimmt der 
Zweckverband. 

§ 2 

Grundstücksbegriff – Grundstückseigentümer 

(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist jedes räumlich zu-
sammenhängende und einem gemeinsamen Zweck dienende Grundei-
gentum desselben Eigentümers, das eine selbständige wirtschaftliche 
Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere Grundstücke oder Teile 
von Grundstücken im Sinne des Grundbuchrechts handelt. Soweit 
rechtlich verbindliche planerische Vorstellungen vorhanden sind, sind 
sie zu berücksichtigen. 

(2) Die Vorschriften dieser Satzung für die Grundstückseigentü-
mer gelten auch für Erbbauberechtigte oder ähnlich zur Nutzung eines 
Grundstücks dinglich Berechtigte. Von mehreren dinglich Berechtig-
ten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuld-
ner. 

§ 3 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe fol-
gende Bedeutung: 

Versorgungsleitungen sind die Wasserleitungen im Wasserver-
   sorgungsgebiet, von denen die Grund- 
   stücksanschlüsse abzweigen. 

Grundstücksanschlüsse sind die Wasserleitungen von der Ab- 
   zweigstelle der (= Hausanschlüsse) 
   Versorgungsleitung bis zur Übergabe 
   stelle; sie beginnen mit der Anschluss 
   vorrichtung und enden mit der Hauptab-
   sperrvorrichtung. 

Anschlussvorrichtung ist die Vorrichtung zur Wasserentnahme 
aus der Versorgungsleitung, umfassend 
Anbohrschelle mit integrierter oder zu-
sätzlicher Absperrarmatur oder Abzweig 
mit Absperrarmatur samt den dazugehö-
rigen technischen Einrichtungen 

Hauptabsperrvorrichtung ist die erste Armatur auf dem Grund 
   stück, mit der die gesamte nachfolgende 
   Wasserverbrauchsanlage einschließlich 
   Wasserzähler abgesperrt werden kann. 

Übergabestelle  ist das Ende des Grundstücksanschlusses 
   hinter der Hauptabsperrvorrichtung im  
   Grundstück / Gebäude. 

Wasserzähler  sind Messgeräte zur Erfassung des  
   durchgeflossenen Wasservolumens.  
   Absperrventile und etwa vorhandene  
   Wasserzählerbügel sind nicht Bestand- 
   teile der Wasserzähler. 

Anlagen des Grundstücks- 

eigentümers (=Verbrauchsleistungen) 

   sind die Gesamtheit der Anlagenteile in 
   Grundstücken oder in Gebäuden hinter 
   der Übergabestelle als solche gelten auch 
   Eigengewinnungsanlagen, wenn sie sich 
   ganz oder teilweise im gleichen Gebäude 
   befinden. 

§ 4 

Anschluss- und Benutzungsrecht 

(1)  Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein 
 Grundstück nach Maßgabe dieser Satzung an die öffentliche 
 Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen und mit Was-
 ser beliefert wird. 

(2)  Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf 
 solche Grundstücke, die durch eine Versorgungsleitung 
 erschlossen werden. Der Grundstückseigentümer kann unbe-
 schadet weitergehender bundes- und landesgesetzlicher 
 Vorschriften nicht verlangen, dass eine neue Versorgung-s
 leitung hergestellt oder eine bestehende Versorgungsleitung 
 geändert wird. Welche Grundstücke durch die Versorgungs-
 leitungen erschlossen werden, bestimmt der Zweckverband. 

(3)  Der Zweckverband kann den Anschluss eines Grundstückes 
 an eine bestehende Versorgungsleitung versagen, wenn die 
 Wasserversorgung wegen der Lage des Grundstücks, insbe-
 sondere bei einer Länge des Grundstücksanschlusses über 15 
 m, oder aus sonstigen technischen oder betrieblichen Grün-
 den des Zweckverbandes erhebliche Schwierigkeiten berei-
 tet oder besondere Maßnahmen erfordert, es sei denn, der 
 Grundstückseigentümer übernimmt die Mehrkosten, die mit 
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 dem Bau und Betrieb zusammenhängen, und leistet auf 
 Verlangen Sicherheit. 

(4)  Der Zweckverband kann ferner das Benutzungsrecht in be-
 gründeten Einzelfällen ausschließen oder einschränken, 
 soweit nicht die Bereitstellung von Wasser in Trinkwasser
 qualität erforderlich ist. Das gilt auch für die Vorhaltung von 
 Löschwasser. 

§ 5 

Anschluss- und Benutzungszwang 

(1)  Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, die 
 Grundstücke, auf denen Wasser verbraucht wird, an die 
 öffentliche Wasserversorgungseinrichtung anzuschließen 
 (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn 
 der Anschluss rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist. 

 (2)  Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversor-
 gungseinrichtung angeschlossen sind, ist der gesamte Bedarf 
 an Wasser im Rahmen des Benutzungsrechts (§ 4) aus
 schließlich aus dieser Einrichtung zu decken (Benutzungs-
 zwang). Gesammeltes Niederschlagswasser darf ordnungs-
 gemäß für Zwecke der Gartenbewässerung und zur Toilet-
 tenspülung verwendet werden. Verpflichtet sind die Grund-
 stückseigentümer und alle Benutzer der Grundstücke. Sie 
 haben auf Verlangen des Zweckverbandes die dafür erfor-
 derliche Überwachung zu dulden. 

§ 6 

Befreiung vom Anschluss-  und Benutzungszwang 

(1)  Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung 
 wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der An-
 schluss oder die Benutzung aus besonderen Gründen auch 
 unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls 
 nicht zumutbar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter An-
 gabe der Gründe schriftlich beim Zweckverband einzu-
 reichen. 

( 2 ) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen 
 und Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 

§ 7 

Beschränkung der Benutzungspflicht 

(1)  Auf Antrag wird die Verpflichtung zur Benutzung auf einen 
 bestimmten Verbrauchszweck oder Teilbedarf beschränkt, 
 soweit das für die öffentliche Wasserversorgung wirtschaft-
 lich zumutbar ist und nicht andere Rechtsvorschriften oder 
 Gründe der Volksgesundheit entgegenstehen. Gründe der 
 Volksgesundheit stehen einer Beschränkung der Benut-
 zungspflicht insbesondere entgegen, wenn für den jeweili
 gen Verbrauchszweck oder Teilbedarf i. S. v. Satz 1 Trink
 wasser oder Wasser mit der Beschaffenheit von Trinkwasser 
 erforderlich ist und die Versorgung mit solchem Wasser nur 
 durch die Benutzung der öffentlichen Wasserversorgung 
 gewährleistet wird. 

(2)  § 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 findet entsprechende Anwen-
 dung. 

(3)  Absatz 1 gilt nicht für die Versorgung von Industrieunter-
 nehmen und Weiterverteilern sowie für die Vorhaltung von 
 Löschwasser. 

(4)  Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer Eigengewin-
 nungsanlage hat der Grundstückseigentümer dem Zweck
 verband Mitteilung zu machen; dasselbe gilt, wenn eine 
 solche Anlage nach dem Anschluss an die öffentliche Was-
 serversorgung weiterbetrieben werden soll. Er hat durch 
 geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass von seiner 
 Eigengewinnungsanlage keine Rückwirkungen in das öffent-
 liche Wasserversorgungsnetz möglich sind. Bei einer Nach-
 speisung von Trinkwasser aus der öffentlichen Wasserver-
 sorgungseinrichtung in eine Eigengewinnungsanlage ist ein 
 freier Auslauf zu verwenden. 

§ 8 

Sondervereinbarungen 

(1)  Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss berech-
 tigt oder verpflichtet, so kann der Zweckverband durch 
 Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhältnis begrün-
 den.  

(2)  Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen
 dieser Satzung und der Beitrags- und Gebührensatzung 
 entsprechend. Ausnahmsweise kann in der Sondervereinba-
 rung Abweichendes bestimmt werden, soweit dies sachge-
 recht ist. 

 

§ 9 

Grundstücksanschluss 

(1)    Die Grundstücksanschlüsse stehen vorbehaltlich abwei-
 chender Vereinbarung im Eigentum des Zweckverbandes. 

(2)    Der Zweckverband bestimmt Zahl, Art, Nennweite und 
 Führung der Grundstücks-anschlüsse, sowie deren Ände-
 rung. Er bestimmt auch, wo und an welche Versorgungslei-
 tung anzuschließen ist. Der Grundstückseigentümer ist 
 vorher zu hören; seine berechtigten Interessen sind nach 
 Möglichkeit zu wahren. Soll der Grundstücksanschluss auf 
 Wunsch des Grundstückseigentümers nachträglich geändert 
 werden, so kann der Zweckverband verlangen, dass die 
 näheren Einzelheiten einschließlich der Kostentragung 
 vorher in einer gesonderten Vereinbarung geregelt werden. 

(3)   Der Grundstücksanschluss wird vom Zweckverband herge-
 stellt, angeschafft, verbessert, unterhalten, erneuert, geän-
 dert, abgetrennt und beseitigt. Er muss zugänglich und vor 
 Beschädigungen geschützt sein. 

(4)    Der Grundstückseigentümer hat die baulichen Vorausset-
 zungen für die sichere Errichtung des Grundstücksanschlus-
 ses zu schaffen. Der Zweckverband kann hierzu schriftlich 
 eine angemessene Frist setzen. Der Grundstückseigentümer 
 darf keine Einwirkungen auf den Grundstücksanschluss 
 vornehmen oder vornehmen lassen. 

(5)    Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben jede 
 Beschädigung des Grundstücksanschlusses, insbesondere 
 das Undichtwerden von Leitungen sowie sonstige Störungen 
 unverzüglich dem Zweckverband mitzuteilen. 

§ 10 

Anlage des Grundstückseigentümers 

(1)  Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, für die ord-
 nungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung und Un-
 terhaltung der Anlage von der Übergabestelle ab, mit Aus-
 nahme des Wasserzählers, zu sorgen. Hat er die Anlage oder 
 Teile davon einem anderen vermietet oder sonst zur Benut-
 zung überlassen, so ist er neben dem anderen verpflichtet. 

(2 ) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften die-
 ser Satzung und anderer gesetzlicher oder behördlicher 
 Bestimmungen sowie nach den anerkannten Regeln der 
 Technik errichtet, erweitert, geändert und unterhalten wer-
 den. Anlage und Verbrauchseinrichtungen müssen so be-
 schaffen sein, dass Störungen anderer Abnehmer oder der 
 öffentlichen Versorgungseinrichtungen sowie Rückwirkun-
 gen auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind. Der 
 Anschluss wasserverbrauchender Einrichtungen jeglicher 
 Art geschieht auf Gefahr des Grundstückseigentümers. 

(3)  Es dürfen nur Produkte und Geräte verwendet werden, die 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen. 
Die Einhaltung der Voraussetzungen des Satzes 1 wird ver-
mutet, wenn eine CE-Kennzeichnung für den ausdrückli-
chen Einsatz im Trinkwasserbereich vorhanden ist. Sofern 
diese CE-Kennzeichnung nicht vorgeschrieben ist, wird dies 
auch vermutet, wenn das Produkt oder Gerät ein Zeichen ei-
nes akkreditierten Branchenzertifizierers trägt, insbesonde- re 
das DIN-DVGW Zeichen oder DVGW-Zeichen. Produkte 
und Geräte, die 
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1.  in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über 
den  Europäischen Wirtschaftsraum rechtmäßig herge-
stellt worden sind oder 

2. in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder in der Türkei rechtmäßig hergestellt oder in den 
Verkehr gebracht worden sind 

und die nicht den technischen Spezifikationen der Zeichen 
nach Satz 3 entsprechen, werden einschließlich der in den 
vorgenannten Staaten durchgeführten Prüfungen und Über-
wachungen als gleichwertig behandelt, wenn mit ihnen das 
in Deutschland geforderte Schutzniveau gleichermaßen dau-
erhaft erreicht wird.  

(4)  Anlagenteile, die sich vor dem Wasserzähler befinden, kön-
 nen plombiert werden. Ebenso können Anlagenteile, die zur 
 Anlage des Grundstückseigentümers gehören, unter Plom-
 benverschluss genommen werden, um eine einwandfreie 
 Messung zu gewährleisten. Die dafür erforderliche Ausstat-
 tung der Anlage ist nach den Angaben des Zweckverbandes 
 zu veranlassen. 

(5)   Bei unbebauten Grundstücken, bei Anschlussleitungen von 
 einer Länge von mehr als 15 m, bei Anschlussleitungen 
 unter Stützmauern, Treppen und sonstigen Erschwerungen, 
 sowie bei Vorhandensein ungünstiger Bodenverhältnisse 
 (z.B. schwerer Fels oder Bachkreuzungen) ist die Messein-
 richtung in einem nach Angabe des Zweckverbandes zu 
 erstellenden Schacht unmittelbar an der Grundstücksgrenze 
 anzubringen. Dasselbe gilt, wenn im Grundstück kein zur 
 frostsicheren Unterbringung der Messeinrichtung geeigneter 
 Raum vorhanden ist. Der Abnehmer hat den Schacht, der in 
 seinem Eigentum bleibt, auf eigene Kosten herzustellen und 
 ihn stets zugänglich, sauber und in gutem baulichen, was-
 serdichten und frostsicheren Zustand zu erhalten. 

§ 11 

Zulassung und Inbetriebsetzung der Anlage                                                            
des Grundstückseigentümers 

(1)  Bevor die Anlage des Grundstückseigentümers hergestellt 
 oder wesentlich geändert wird, sind dem Zweckverband 
 folgende Unterlagen in doppelter Fertigung einzureichen: 

a)  eine Beschreibung der geplanten Anlage des Grund-
stückseigentümers und ein  Lageplan, 

b) der Name des Unternehmers, der die Anlage errichten 
soll, 

c) Angaben über eine etwaige Eigenversorgung, 

d)  im Falle des § 4 Abs. 3 die Verpflichtung zur Übernah-
me  der Mehrkosten. 

Die einzureichenden Unterlagen haben den beim Zweckverband 
aufliegenden Mustern zu entsprechen. Alle Unterlagen sind von den 
Bauherren und den Planfertigern zu unterschreiben. 

(2)  Der Zweckverband prüft, ob die beabsichtigten Anlagen den 
 Bestimmungen dieser  Satzung entsprechen. Ist das der Fall, 
 so erteilt der Zweckverband schriftlich seine Zustimmung 
 und gibt eine Fertigung der eingereichten Unterlagen mit 
 Zustimmungsvermerk zurück. Stimmt der Zweckverband 
 nicht zu, setzt er dem Bauherrn unter Angabe der Mängel 
 eine angemessene Frist zur Berichtigung. Die geänderten 
 Unterlagen sind sodann erneut einzureichen. Die Zustim-
 mung und die Überprüfung befreien den Grundstückseigen-
 tümer, den Bauherrn, den ausführenden Unternehmer und 
 den Planfertiger nicht von und fehlerfreie Planung und 
 Ausführung der Anlagen. 

(3)  Mit den Installationsarbeiten darf erst nach schriftlicher Zu-
 stimmung des Zweckverbandes begonnen werden. Eine 
 Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbesondere nach 
 straßen-, bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt 
 durch die Zustimmung unberührt.  

(4)  Die Errichtung der Anlage und wesentliche Veränderungen 
 dürfen nur durch den Zweckverband oder durch ein Installa-
 tionsunternehmen erfolgen, das in ein Installateurverzeichnis 
 des Zweckverbandes oder eines anderen Wasserversor-

 gungsunternehmens eingetragen ist. Der Zweckverband ist 
 berechtigt, die Ausführung der Arbeiten zu überwachen. 
 Leitungen, die an Eigengewinnungsanlagen angeschlossen 
 sind, dürfen nur mit vorheriger Zustimmung des Zweckver-
 bandes verdeckt werden; andernfalls sind sie auf Anordnung 
 des Zweckverbandes freizulegen.  

(5)  Der Grundstückseigentümer hat jede Inbetriebsetzung der 
 Anlagen beim Zweckverband über das Installationsunter-
 nehmen zu beantragen. Der Anschluss der Anlage an das 
 Verteilungsnetz und die Inbetriebsetzung erfolgen durch den 
 Zweckverband oder seine Beauftragten. 

(6)  Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 kann der 
 Zweckverband Ausnahmen zulassen. 

§ 12 

Überprüfung der Anlage des Grundstückseigentümers 

(1)  Der Zweckverband ist berechtigt, die Anlage des Grund
 stückseigentümers vor und nach ihrer Inbetriebnahme zu 
 überprüfen. Er hat auf erkannte Sicherheitsmängel aufmerk-
 sam zu machen und kann deren Beseitigung verlangen. 

(2)  Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefährden 
 oder erhebliche Störungen erwarten lassen, so ist der 
 Zweckverband berechtigt, den Anschluss oder die Versor-
 gung zu verweigern; bei Gefahr für Leib oder Leben ist er 
 hierzu verpflichtet. 

(3)  Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der 
 Anlage sowie durch deren Anschluss an das Verteilungsnetz 
 übernimmt der Zweckverband keine Haftung für die Män-
 gelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, wenn er bei einer 
 Überprüfung Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr für 
 Leib oder Leben darstellen. 

§ 13 

Abnehmerpflichten, Haftung 

(1)  Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben den 
 Beauftragten des Zweckverbandes, die sich auf Verlangen 
 auszuweisen haben, den Zutritt zu allen der Wasserversor-
 gung dienenden Einrichtungen zu gestatten, soweit dies zur 
 Nachschau der Wasserleitungen, zum Ablesen der Wasser
 zähler und zur Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung 
 und die vom Zweckverband auferlegten Bedingungen und 
 Auflagen erfüllt werden, erforderlich ist. Der Grundstücks-
 eigentümer, ggf. auch die Benutzer des Grundstücks, werden 
 davon nach Möglichkeit vorher verständigt. 

(2)  Der Grundstückseigentümer und die Benutzer sind ver-
 pflichtet, alle für die Prüfung des Zustandes der Anlagen 
 erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Sie haben die Verwen-
 dung zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen vor Inbetrieb-
 nahme dem Zweckverband mitzuteilen, soweit sich dadurch 
 die vorzuhaltende Leistung wesentlich erhöht. 

(3)  Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haften dem 
 Zweckverband für von ihnen verschuldete Schäden, die auf 
 eine Verletzung ihrer Pflichten nach dieser Satzung zurück-
 zuführen sind.  

§ 14 

Grundstücksbenutzung 

(1)  Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verle-
 gen von Leitungen einschließlich Zubehör zur Zu- und 
 Fortleitung von Wasser über sein im Versorgungsgebiet 
 liegendes Grundstück sowie sonstige Schutzmaßnahmen 
 unentgeltlich zuzulassen, wenn und soweit diese Maßnah-
 men für die örtliche Wasserversorgung erforderlich sind. 
 Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die Wasserver-
 sorgung angeschlossen oder anzuschließen sind, die vom 
 Eigentümer im wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem 
 angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen Grund-
 stück genutzt werden oder für die die Möglichkeit der Was-
 serversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Ver-
 pflichtung entfällt, soweit die Inanspruchnahme der Grund-
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 stücke den Eigentümer in unzumutbarer Weise belasten 
 würde. 

(2)  Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Um
 fang der beabsichtigten Inanspruchnahme seines Grund-
 stücks zu benachrichtigen. 

(3)  Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung  der Ein
 richtungen verlangen, wenn sie an der bisherigen 
 Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der 
 Verlegung hat der Zweckverband zu tragen, soweit die 
 Einrichtungen nicht ausschließlich der Versorgung des 
 Grundstücks dienen. 

(4) Wird der Wasserbezug nach § 22 Abs. 2 oder 3 eingestellt, 
 ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, nach Wahl des 
 Zweckverbandes die Entfernung der Einrichtungen zu ge-
 statten oder sie noch fünf Jahre unentgeltlich zu belassen, 
 sofern dies nicht unzumutbar ist. 

(5)  Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Verkehrswe-
 ge und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch 
 Planfeststellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswe-
 gen und Verkehrsflächen bestimmt sind. 

§ 15 

Art und Umfang der Versorgung 

(1) Der Zweckverband stellt das Wasser zu dem in der Beitrags- 
 und Gebührensatzung aufgeführten Entgelt zur Verfügung. 
 Er liefert das Wasser als Trinkwasser unter dem Druck und 
 in der Beschaffenheit, die in dem betreffenden Abschnitt des 
 Versorgungsgebietes üblich sind, entsprechend den jeweils 
 geltenden Rechtsvorschriften und den anerkannten Regeln 
 der Technik.  

(2)  Der Zweckverband ist berechtigt, die Beschaffenheit und 
 den Druck des Wassers im Rahmen der gesetzlichen und 
 behördlichen Bestimmungen, sowie der anerkannten Regeln 
 der Technik zu ändern, sofern dies aus wirtschaftlichen oder 
 technischen Gründen zwingend erforderlich ist. Der Zweck-
 verband wird eine dauernde wesentliche Änderung den 
 Wasserabnehmern nach Möglichkeit mindestens zwei Mo-
 nate vor der Umstellung schriftlich bekanntgeben und die 
 Belange der Anschlussnehmer möglichst berücksichtigen. 
 Die Grundstückseigentümer sind verpflichtet, ihre Anlagen 
 auf eigene Kosten den geänderten Verhältnissen anzupassen. 

(3)  Der Zweckverband stellt das Wasser im Allgemeinen 
 ohne Beschränkung zu jeder Tag- und Nachtzeit am Ende 
 des Hausanschlusses zur Verfügung. Dies gilt nicht, soweit 
 und solange der Zweckverband durch höhere Gewalt, durch 
 Betriebsstörungen, Wassermangel oder sonstige technische 
 oder wirtschaftliche Umstände, deren Beseitigung ihr nicht 
 zumutbar ist, an der Wasserversorgung gehindert ist. Der 
 Zweckverband kann die Belieferung ablehnen, mengenmä-
 ßig und zeitlich beschränken oder unter Auflagen und Be
 dingungen gewähren, soweit das zur Wahrung des An
 schluss- und Benutzungsrechtes der anderen Berechtigten 
 erforderlich ist. Der Zweckverband darf ferner die Lieferung 
 unterbrechen, um betriebsnotwendige Arbeiten vorzuneh-
 men. Soweit möglich, gibt der Zweckverband Absperrungen 
 der Wasserleitung vorher öffentlich bekannt und unterrichtet 
 die Abnehmer über Umfang und voraussichtliche Dauer der 
 Unterbrechung. 

(4)  Das Wasser wird lediglich zur Deckung des Eigenbe-
 darfs für die angeschlossenen Grundstücke geliefert. Die 
 Überleitung von Wasser in ein anderes Grundstück bedarf 
 der schriftlichen Zustimmung des Zweckverbandes; die 
 Zustimmung wird erteilt, wenn nicht überwiegende versor-
 gungswirtschaftliche Gründe entgegenstehen. 

(5)  Für Einschränkungen oder Unterbrechungen der Wasser-
 lieferung und für Änderungen des Druckes oder der Be-
 schaffenheit des Wassers, die durch höhere Gewalt, Was-
 sermangel oder sonstige technische oder wirtschaftliche 
 Umstände, die der Zweckverband nicht abwenden kann, 
 oder auf Grund behördlicher Verfügungen veranlasst sind, 

 steht dem Grundstückseigentümer kein Anspruch auf Min-
 derung verbrauchsunabhängiger Gebühren zu. 

§ 16 

Anschlüsse und Benutzung der Wasserleitung für Feuerlösch-
zwecke 

(1)  Sollen auf einem Grundstück private Feuerlöschanschlüsse 
 eingerichtet werden, so sind über die näheren Einzelheiten 
 einschließlich der Kostentragung besondere Vereinbarungen 
 zwischen dem Grundstückseigentümer und dem Zweckver-
 band zu treffen. 

(2)  Private Feuerlöscheinrichtungen werden mit Wasserzählern 
 ausgerüstet. Sie müssen auch für die Feuerwehr benutzbar 
 sein. 

(3)  Wenn es brennt oder wenn sonst Gemeingefahr droht, sind 
 die Anordnungen des Zweckverbands, der Polizei und der 
 Feuerwehr zu befolgen; insbesondere haben die Wasserab-
 nehmer ihre Leitungen und ihre Eigenanlagen auf Verlangen 
 zum Feuerlöschen zur Verfügung zu stellen. Ohne zwingen-
 den Grund dürfen sie in diesen Fällen kein Wasser entneh-
 men. 

(4)  Bei Feuergefahr hat der Zweckverband das Recht, Versor-
 gungsleitungen und Grundstücksanschlüsse vorübergehend 
 abzusperren. Dem von der Absperrung betroffenen Was-
 serabnehmer steht hierfür kein Entschädigungsanspruch zu. 

(5) Für Hydranten und weitere Feuerlöscheinrichtungen, die 
 nicht zur Aufrechterhaltung des Versorgungsbetriebs des 
 Zweckverbandes dienen, müssen die Kosten von den Ge-
 meinden übernommen werden. 

§ 17 

Wasserabgabe für vorübergehende Zwecke, 
Wasserabgabe aus öffentlichen Entnahmestellen 

(1)  Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser oder 
 zu sonstigen vorübergehenden Zwecken ist rechtzeitig beim 
 Zweckverband vor Beginn  zu beantragen. Muss das Wasser 
 von einem anderen Grundstück bezogen werden, so ist die 
 schriftliche Zustimmung des Grundstückseigentümers bei-
 zubringen. Über die Art der Wasserabgabe entscheidet der 
 Zweckverband; er legt die weiteren Bedingungen für den 
 Wasserbezug fest.  

(2)  Falls Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum Feuerlö-
 schen, sondern zu anderen vorübergehenden Zwecken ent-
 nommen werden soll, stellt der Zweckverband auf Antrag 
 einen Wasserzähler, ggf. Absperrvorrichtung und Standrohr 
 zur Verfügung und setzt die Bedingungen für die Benützung 
 fest 

§ 18 

Haftung bei Versorgungsstörungen 

(1) Für Schäden, die ein Grundstückseigentümer durch Unter-
 brechung der Wasserversorgung oder durch Unregelmäßig-
 keiten in der Belieferung erleidet, haftet der Zweckverband 
 aus dem Benutzungsverhältnis oder aus unerlaubter Hand-
 lung im Fall  

 1.  der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesund-      
heit des Grundstückseigentümers, es sei denn, dass der 
Schaden  vom Zweckverband oder einem Erfüllungs- oder 
Verrichtungsgehilfen weder vorsätzlich noch fahrlässig ver-
ursacht worden ist, 

2.  der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden 
 weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit des 
 Zweckverbandes oder eines Erfüllungs- oder Verrichtungs-
 gehilfen verursacht worden ist, 

3. eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser weder 
 durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit eines vertre-
 tungsberechtigten Organs des Zweckverbandes verursacht 
 worden ist. 

§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist nur bei 
vorsätzlichem Handeln von Verrichtungsgehilfen anzuwenden. 



Amtsblatt für den Landkreis und die Stadt Eichstätt Nr. 51 vom 22.12.2017 Seite:  10 

(2)  Gegenüber Benutzern und Dritten, an die der Grundstücks-
 eigentümer das gelieferte Wasser im Rahmen des § 15 Abs. 
 4 weiterleitet, haftet der Zweckverband für Schäden, die 
 diesen durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder 
 durch Unregelmäßigkeiten in der Belieferung entstehen, wie 
 einem Grundstückseigentümer. 

(3)  Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche von Grund
 stückseigentümern anzuwenden, die diese gegen ein drittes 
 Wasserversorgungsunternehmen aus unerlaubter Handlung 
 geltend machen. Der Zweckverband ist verpflichtet, den 
 Grundstückseigentümern auf Verlangen über die mit der 
 Schadensverursachung durch ein drittes Unternehmen zu-
 sammenhängenden Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, 
 als sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise 
 aufgeklärt werden können und seine Kenntnis zur Geltend-
 machung des Schadenersatzes erforderlich ist. 

(4)  Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter fünfzehn Euro. 

(5)  Schäden sind dem Zweckverband unverzüglich mitzuteilen. 

§ 19 

Wasserzähler 

(1)  Der Wasserzähler ist Eigentum des Zweckverbandes. Die 
 Lieferung, Aufstellung,technische Überwachung, Unterhal-
 tung, Auswechselung und Entfernung der Wasserzähler sind 
 Aufgabe des Zweckverbandes; er bestimmt auch Art, Zahl 
 und Größe der Wasserzähler sowie ihren Aufstellungsort. 
 Bei der Aufstellung hat der Zweckverband so zu verfahren, 
 dass eine einwandfreie Messung gewährleistet ist; er hat den 
 Grundstückseigentümer zuvor anzuhören und seine berech-
 tigten Interessen zu wahren. 

(2)  Der Zweckverband ist verpflichtet, auf Verlangen des 
 Grundstückseigentümers die Wasserzähler zu verlegen, 
 wenn dies ohne Beeinträchtigungen einer einwandfreien 
 Messung möglich ist. Der Zweckverband kann die Verle-
 gung davon abhängig machen, dass der Grundstückseigen-
 tümer sich verpflichtet, die Kosten zu übernehmen. 

(3)  Der Grundstückseigentümer haftet für das Abhandenkom-
 men und die Beschädigung der Wasserzähler, soweit ihn 
 hieran ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Beschädi-
 gungen und Störungen dieser Einrichtungen dem Zweckver-
 band unverzüglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, sie vor 
 Abwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost zu 
 schützen. 

(4)  Die Wasserzähler werden von einem Beauftragten des 
 Zweckverbandes möglichst in gleichen Zeitabständen oder 
 auf Verlangen des Zweckverbandes vom Grundstückseigen-
 tümer selbst abgelesen. Dieser hat dafür zu sorgen, dass die 
 Wasserzähler leicht zugänglich sind. 

§ 20 

Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 

(1)  Der Zweckverband kann verlangen, dass der Grundstücksei-
 gentümer auf eigene Kosten an der Grundstücksgrenze nach 
 seiner Wahl einen geeigneten Wasserzählerschacht oder 
 Wasserzählerschrank anbringt, wenn 

1.  das Grundstück unbebaut ist oder 

2.  die Versorgung des Gebäudes mit Grundstücksanschlüs-
sen  erfolgt, die unverhältnismäßig lang sind oder nur 
unter  besonderen Erschwernissen verlegt werden kön-
nen, oder 

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasser-
zählers vorhanden ist. 

(2)  Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Einrichtun-
 gen in ordnungsgemäßem Zustand und jederzeit zugänglich 
 zu halten. 

§ 21 

Nachprüfung der Wasserzähler 

(1)  Der Grundstückseigentümer kann jederzeit die Nachprüfung 
 der Wasserzähler durch eine Eichbehörde oder eine staatlich 

 anerkannte Prüfstelle im Sinne des § 6 Abs. 2 des Eichgeset-
 zes verlangen. Stellt der Grundstückseigentümer den Antrag 
 auf Prüfung nicht beim Zweckverband, so hat er diesen vor 
 Antragstellung zu benachrichtigen. 

(2)  Der Zweckverband braucht dem Verlangen auf Nachprüfung 
 der Wasserzähler nur nachzukommen, wenn der Grund-
 stückseigentümer sich verpflichtet, die Kosten zu überneh-
 men, falls die Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehler-
 grenzen nicht überschreitet. 

§ 22 

Änderungen; Einstellung des Wasserbezugs 

(1)  Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers ist dem Zweck
 verband unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

(2)  Will ein Grundstückseigentümer, der zur Benutzung der 
 Wasserversorgungseinrichtung nicht verpflichtet ist, den 
 Wasserbezug aus der öffentlichen Wasserversorgung voll-
 ständig einstellen, so hat er das mindestens eine Woche vor 
 dem Ende des Wasserbezugs schriftlich dem Zweckverband 
 zu melden. 

(3)  Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Verpflichteter 
 den Wasserbezug einstellen, hat er beim Zweckverband 
 Befreiung nach § 6 zu beantragen. 

§ 23 

Einstellung der Wasserlieferung 

(1)  Der Zweckverband ist berechtigt, die Wasserlieferung ganz 
 oder teilweise fristlos  

    einzustellen, wenn der Grundstückseigentümer oder Be
 nutzer dieser Satzung oder sonstigen die Wasserversorgung 
 betreffenden Anordnungen zuwiderhandelt und die Einstel
 lung erforderlich ist, um 

1.  eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Perso-
nen oder Anlagen abzuwenden, 

2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflus-
sung  oder vor Anbringung der Messeinrichtungen zu 
verhindern oder 

3. zu gewährleisten, dass Störungen anderer Abnehmer, 
störende Rückwirkungen auf Einrichtungen des Zweck-
verbandes oder Dritter oder Rückwirkungen auf die Gü-
te des Trinkwassers ausgeschlossen sind. 

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichter-
 füllung einer Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, ist der 
 Zweckverband berechtigt, die Versorgung zwei Wochen 
 nach Androhung einzustellen. Dies gilt nicht, wenn die 
 Folgen der Einstellung außer Verhältnis zur Schwere der 
 Zuwiderhandlung stehen und hinreichende Aussicht besteht, 
 dass der Grundstückseigentümer seinen Verpflichtungen 
 nachkommt. Der Zweckverband kann mit der Mahnung 
 zugleich die Einstellung der Versorgung androhen. 

(3)  Der Zweckverband hat die Versorgung unverzüglich wieder 
 aufzunehmen, sobald die Gründe für die Einstellung entfal-
 len sind. 

§ 24 

Ordnungswidrigkeiten 

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbuße belegt werden, 
wer 

1. den Vorschriften über den Anschluss- und Benutzungs-
 zwang (§ 5) zuwiderhandelt, 

2. eine der in § 9 Abs. 5, § 11 Abs. 1, § 13 Abs. 2 und § 22 
 Abs. 1 und 2 festgelegten Melde-, Auskunfts- oder Vorlage-
 pflichten verletzt, 

3. entgegen § 11 Abs. 3 vor Zustimmung des Zweckverbands 
 mit den Installationsarbeiten beginnt, 

4. gegen die von dem Zweckverband nach § 15 Abs. 3 Satz 3 
 angeordneten Verbrauchs-einschränkungen oder Ver-
 brauchsverbote verstößt. 
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§ 25 

Anordnungen für den Einzelfall,  Zwangsmittel 

(1)  Der Zweckverband kann zur Erfüllung der nach dieser Sat-
 zung bestehenden Verpflichtungen Anordnungen für den 
 Einzelfall erlassen. 

(2)  Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen 
 Handlungen, eines Duldens oder Unterlassens gelten die 
 Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und 
 Vollstreckungsgesetzes. 

§ 26 

Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2018 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 31.07.2000 außer Kraft. 

 

Altmannstein, den 14.12.2017 

Zweckverband zur Wasserversorgung der Altmannsteiner Gruppe 

gez. H u m m e ,  1. Vorsitzender 

 

 
Schulverband Nassenfels 

225 Bekanntmachung der Haushaltssatzung und öffentliche 
Auflage des Haushaltsplanes des Schulverbandes Nas-
senfels nach Vorlage bei der Rechtsaufsichtsbehörde für 
das Haushaltsjahr 2018 

I. 

Aufgrund der Artl. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetztes 
– BaySchFG -, sowie der Artl. 35 des Gesetztes über die kommunale 
Zusammenarbeit – KommZG – sowie der Art. 63 ff der Gemeinde-
ordnung – GO – erlässt der Schulverband folgende Haushaltssatzung 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 
2018 wird hiermit festgesetzt; er schließt 

im Verwaltungshaushalt                      

in den Einnahmen und Ausgaben mit 315.800,00 € 

im Vermögenshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben mit 141.000,00 € ab. 

§ 2 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen sind nicht vorgesehen. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt. 

§ 4 

Schulverbandsumlage 

1.  Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Be-
 darf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Ver-
 waltungshaushaltwird für das Haushaltsjahr 2018  auf 
 243.800,00 € festgesetzt und nach der Zahl der Verbands-
 schüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt 
 (Verwaltungsumlage). 

2.  Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die 
 maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 01. Oktober 
 2017 auf 135 Verbandsschüler festgesetzt. 

3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 
 1.805,93 € festgesetzt. 

4.  Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Um-
 lagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögens-
 haushalt wird für das Haushaltsjahr 2018 auf 141.000 ,00 € 
 festgesetzt.  

5. Das Verhältnis der Aufteilung wird mit 63 % (88.830,00 €) 
 für den Markt Nassenfels zu 37 % (52.170,00 €) für die 
 Gemeinde Egweil festgesetzt.  

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 25.000,00 €  festge-
setzt. 

§ 6 

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

 

§ 7 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2018 in Kraft. 

II. 

Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen während des 
ganzen Jahres für die Dauer ihrer Gültigkeit in der Verwaltungsge-
meinschaft Nassenfels, Schulstr. 9, 85128 Nassenfels, innerhalb der 
allgemeinen Geschäftsstunden zur Einsichtnahme auf. 

 

Nassenfels, den 05.12.2017 

gez. Thomas H o l l i n g e r; 1. Schulverbandsvorsitzender 

 

 

 
Zweckverband zur Wasserversorgung Denkendorf – 
Kipfenberg 

 
226 Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Zweckver-

bandes zur Wasserversorgung Denkendorf – Kipfenberg 
für das Haushaltsjahr 2017 

Auf Grund der §§ 10 und 21 der Verbandssatzung und der Art. 34 
Abs. 2 Nr. 3 und Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über die Kommunale 
Zusammenarbeit in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung 
erlässt der Zweckverband folgende Haushaltssatzung: 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 
2017 wurde festgesetzt; er schließt 

im Verwaltungshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben mit 1.078.000 € 

 

und im Vermögenshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben mit    454.300 € 

ab. 

§ 2 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen sind nicht vorgesehen. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt. 

§ 4 

Umlagen werden nicht erhoben. 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 20.000 € festgesetzt. 

§ 6 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2017 in Kraft. 

 

Kipfenberg, 26.07.18 

gez. W a g n e r , Verbandsvorsitzender 
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227 Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Zweckver-

bandes zur Wasserversorgung der Eichstätter Berg-
gruppe für das Haushaltsjahr 2017 

Auf Grund der §§ 10 und 21 der Verbandssatzung und der Art. 34 
Abs. 2 Nr. 3 und Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über die Kommunale 
Zusammenarbeit in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung 
erlässt der Zweckverband folgende Haushaltssatzung: 

 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017 wurde festgesetzt; 
er schließt 

im Verwaltungshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben mit 959.600 € 

 

und im Vermögenshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben mit  1.048.000 € 

ab. 

§ 2 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen sind nicht vorgesehen. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt. 

§ 4 

Umlagen werden nicht erhoben. 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 20.000 € festgesetzt. 

§ 6 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2017 in Kraft. 

 

Eichstätt, 18.09.2017 

gez. W e c h s l e r , Verbandsvorsitzender 

 

 

 
228 Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Zweckver-

bandes zur Wasserversorgung der Kindinger Gruppe 
für das Haushaltsjahr 2017 

Auf Grund der §§ 10 und 21 der Verbandssatzung und der Art. 34 
Abs. 2 Nr. 3 und Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über die Kommunale 
Zusammenarbeit in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung 
erlässt der Zweckverband folgende Haushaltssatzung: 

 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 7 wurde festgesetzt; er 
schließt 

im Verwaltungshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben mit 592.400 € 

 

und im Vermögenshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben mit 1.439.100 € 

ab.

§ 2 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und In-
vestitionsförderungsmaßnahmen wird auf 1.100.000 EUR festgesetzt. 

 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt. 

§ 4 

Umlagen werden nicht erhoben. 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 20.000 € festgesetzt. 

§ 6 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2017 in Kraft. 

 

Eichstätt, 19.06.2017 

gez. B ö h m , Verbandsvorsitzende 

 

 

 
229 Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Zweckver-

bandes zur Wasserversorgung Altmühtal für das Haus-
haltsjahr 2017 

Auf Grund der §§ 10 und 21 der Verbandssatzung und der Art. 34 
Abs. 2 Nr. 3 und Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über die Kommunale 
Zusammenarbeit in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung 
erlässt der Zweckverband folgende Haushaltssatzung: 

 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 7 wurde festgesetzt; er 
schließt 

im Verwaltungshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben mit 526.800 € 

 

und im Vermögenshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben mit 3.209.400 € 

ab. 

§ 2 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und In-
vestitionsförderungsmaßnahmen wird auf 3.000.000 EUR festgesetzt. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt. 

§ 4 

Umlagen werden nicht erhoben. 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 20.000 € festgesetzt. 

§ 6 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2017 in Kraft. 

 

Eichstätt, 12.12.2017 

gez. S c h e r m e r , Verbandsvorsitzender 
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